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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Linda Heitmann, Denise Loop, Karl Bar,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
— Drucksache 21/7856 —

Umsetzung und Weiterentwicklung der Cannabisgesetzgebung —
Anbauvereinigungen, wissenschaftliche Modellprojekte und aktuelle
Perspektiven

Vorbemerkung der Fragesteller

Mit dem am 1. April 2024 in Kraft getretenen Cannabisgesetz wurde der Kon-
sum, Besitz und private Eigenanbau von Cannabis fiir Erwachsene unter be-
stimmten Voraussetzungen entkriminalisiert. Seit dem 1. Juli 2024 kdnnen
unter anderem nichtkommerzielle Anbauvereinigungen auf Grundlage des
Konsumcannabisgesetzes (KCanG) eine Erlaubnis fiir den gemeinschaftlichen
Eigenanbau und die Weitergabe von Cannabis an ihre volljdhrigen Mitglieder
beantragen.

Die praktische Umsetzung der Regelungen zu Anbauvereinigungen liegt bei
den Léndern. In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf Bundestagsdrucksache 21/2862 erklérte die
Bundesregierung Ende 2025, ihr ldgen keine eigenen Erkenntnisse dariiber
vor, wie viele Anbauvereinigungen in Deutschland bereits eine Erlaubnis er-
halten haben. Auch zu biirokratischen, rechtlichen und organisatorischen He-
rausforderungen sowie zu unterschiedlichen Auslegungen und Genehmi-
gungsverfahren in den Léndern verwies sie lediglich auf deren Zusténdigkeit.

Die bisherige Umsetzungspraxis zeigt nach Kenntnis der Fragestellenden er-
hebliche Unterschiede zwischen den Landern. Sowohl die organisatorische
Ansiedlung der Genehmigungsbehérden als auch die Bearbeitungsverfahren,
Anforderungen und Bearbeitungszeiten unterscheiden sich teilweise erheblich.
Gleichzeitig ist die Zahl der bislang tatsdchlich zugelassenen Anbauvereini-
gungen nach Einschétzung der Fragestellenden weiterhin gering.

Im Rahmen der Gesetzgebung wurde auch eine Evaluation regelhaft mit ver-
ankert. Der zweite Zwischenbericht des Forschungsprojekts EKOCAN zur
Evaluation des Konsumcannabisgesetzes erschien am 1. April 2026. Zu den
untersuchten Bereichen gehdren unter anderem die Auswirkungen auf den Ge-
sundheitsschutz, den Kinder- und Jugendschutz, die Organisierte Kriminalitat
sowie die Entwicklung im Bereich Medizinalcannabis.

Die Fragestellenden sehen insbesondere in einem funktionierenden legalen
Zugang zu Cannabis zu Genusszwecken fiir Erwachsene eine wesentliche Vor-
aussetzung dafiir, den illegalen Markt nachhaltig zuriickzudréingen und die
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Nachfrage nach medizinischem Cannabis vor allem auf jene zu konzentrieren,
die tatsichlich drztlich als Patientinnen und Patienten diagnostiziert sind.

Weiterhin weitgehend ungeklart ist seit Inkrafttreten des Gesetzes im April
2024 die Moglichkeit zur Durchfiihrung wissenschaftlicher Modellprojekte
zur kontrollierten Abgabe von Cannabis zu Genusszwecken. Mit Stand vom
21. November 2025 hatte die Bundesanstalt fiir Landwirtschaft und Ernédhrung
(BLE) keinen einzigen der auf Grundlage von § 2 Absatz4 KCanG bean-
tragten Modellversuche genehmigt. Zuvor war durch Abfrage der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auf Bundestagsdrucksache 21/2290 bekannt ge-
worden, dass insgesamt 65 Antrdge vorlagen, von denen neun bereits abge-
lehnt worden waren. Die Bundesregierung erkldrte zudem, dass der Koali-
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD eine Umsetzung der sogenannten
zweiten Sédule mit regionalen Modellvorhaben und kommerziellen Lieferket-
ten nicht vorsehe.

Sofern seit Beantwortung der Kleinen Anfrage auf Bundestagsdrucksache
21/2862 keine weiteren Antrige positiv beschieden wurden, besteht nach An-
sicht der Fragestellenden weiterhin eine erhebliche Liicke zwischen der Ent-
kriminalisierung des Besitzes und Konsums von Cannabis einerseits und der
Verfiigbarkeit iiber legale Bezugswege andererseits.

Diese Situation gewinnt auch vor dem Hintergrund der aktuellen Debatte um
Medizinalcannabis an Bedeutung. Die Bundesregierung hat einen Entwurf zur
Anderung des Medizinal-Cannabisgesetzes vorgelegt, der insbesondere die te-
lemedizinische Verschreibung sowie den Versand von Cannabisbliiten stirker
beschrianken soll. AuB3erdem hat die Koalition der Fraktionen CDU, CSU und
SPD iiber einen Anderungsantrag im GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz
(GKYV = gesetzliche Krankenversicherung) durchgesetzt, dass Cannabis-Fer-
tigarzneimitteln bei der Verschreibung kiinftig Vorrang gegeniiber Cannabis-
bliiten eingerdumt werden soll. Vor diesem Hintergrund stellt sich zugleich die
Frage, in welchem Zusammenhang die weiterhin begrenzte Verfiigbarkeit le-
galer Bezugswege fiir Cannabis zu Genusszwecken mit der Entwicklung des
Medizinalcannabismarktes steht.

1. Wie viele Antrage auf Erteilung einer Erlaubnis fiir wissenschaftliche
Vorhaben nach § 2 Absatz 4 KCanG sind inzwischen seit Inkrafttreten
des Konsumcannabisgesetzes bei der Bundesanstalt fiir Landwirtschaft
und Erndhrung eingegangen (bitte insgesamt sowie nach den Jahren
2024, 2025 und 2026 aufschliisseln)?

Derzeit liegen der fiir die Bearbeitung von Antrdgen nach § 2 Absatz 4 Kon-
sumcannabisgesetz (KCanG) zustindigen Bundesanstalt fiir Landwirtschaft
und Erndhrung (BLE) Antrdge zu insgesamt 82 Forschungsvorhaben vor. Dabei
sind im Jahr 2024 Antrdge zu neun Forschungsvorhaben, im Jahr 2025 Antrige
zu 60 Forschungsvorhaben und im Jahr 2026 Antrdge zu 13 Forschungsvorha-
ben bei der BLE eingegangen.

2. Wie viele dieser Antrige wurden bislang genehmigt, abgelehnt, von den
Antragstellenden zuriickgenommen, anderweitig erledigt beziehungswei-
se noch nicht abschlieBend beschieden?

Vier Forschungsvorhaben haben eine Erlaubnis erhalten.

Es wurden 29 Forschungsvorhaben mit 53 Antrdgen abgelehnt (Hinweis: inner-
halb eines Forschungsvorhabens kann es mehrere Antrige geben). Es wurden
13 Forschungsvorhaben mit 17 Antridgen zuriickgezogen. 17 Antragsteller fiir
Forschungsvorhaben wurden angehort beziehungsweise aufgefordert, zu den
fiir die Entscheidung erheblichen Tatsachen Stellung zu nehmen. 23 weitere
Forschungsvorhaben miissen noch gepriift werden.
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3. Sofern inzwischen Antrige genehmigt wurden, um welche Forschungs-
vorhaben handelt es sich, in welchen Stddten beziehungsweise Regionen
sollen diese durchgefiihrt werden, welche wissenschaftlichen Einrichtun-
gen sind daran beteiligt, und wann ist jeweils mit dem Beginn der prakti-
schen Durchfiihrung zu rechnen?

Die genehmigten Forschungsvorhaben konzentrieren sich z. B. auf den Anbau
von Nutzhanf sowie bestimmter Cannabisarten beziehungsweise -sorten. Diese
werden im Hinblick auf verschiedene Parameter untersucht, die das Wachstum
oder die Inhaltstoffe beeinflussen konnen. Des Weiteren werden verschiedene
innovative und klimaneutrale Anbaumethoden erforscht und anschlieend ver-
schiedenen Untersuchungen unterzogen.

Aus datenschutzrechtlichen Griinden kénnen keine Informationen zu Stddten
beziehungsweise Regionen, zu den Antragstellern oder antragstellenden Unter-
nehmen sowie zu Beginn der praktischen Durchfiihrung angegeben werden.

4. Sofern weiterhin kein Antrag genehmigt wurde, aus welchen rechtlichen
oder tatsdchlichen Griinden ist dies bei den noch anhingigen Antrdgen
bislang nicht erfolgt, und bis wann beabsichtigt die Bundesregierung,
Entscheidungen {iber die jeweiligen Antrdge herbeizufiihren?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf Frage 3 verwiesen.

5. Aus welchen Griinden wurden die bislang abgelehnten Antrige jeweils
abgelehnt (bitte nach Ablehnungsgrund und Anzahl der hiervon betroffe-
nen Antrage aufschliisseln)?

Es wurden 20 Forschungsvorhaben mit 44 Antrigen abgelehnt, da diese den
sogenannten Modellprojekten zuzuordnen sind. Bei den weiteren neun Ableh-
nungen geht es um Forschungsvorhaben, bei denen kein Konsumcannabis ver-
wendet wird, gewerbliche Labortétigkeiten der hauptsdchliche Zweck sind oder
die Erlaubnis nach § 2 Absatz 4 Satz 3 KCanG in Verbindung mit § 9 Medizi-
nal-Cannabisgesetzes (MedCanG) zu versagen ist.

6. Wie viele der Antragstellenden haben gegen einen ablehnenden Bescheid
Widerspruch eingelegt oder Klage erhoben, und wie ist der jeweilige
Verfahrensstand?

Es sind 22 Widerspriiche zu 14 Forschungsvorhaben eingegangen. Diese sind
in Bearbeitung.

Klagen gegen einen ablehnenden Bescheid wurden nicht erhoben.

7. Hat sich die Rechtsauffassung der Bundesregierung gegeniiber ihrer Ant-
wort auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 21/2862 hin-
sichtlich der Moglichkeit verdndert, auf Grundlage von § 2 Absatz 4
KCanG wissenschaftlich begleitete Projekte mit einer zeitlich und rdum-
lich begrenzten kontrollierten Abgabe von Cannabis an erwachsene Stu-
dienteilnehmende durchzufiihren, und wenn ja, inwiefern?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 77 der
Abgeordneten Linda Heitmann (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN) in der Woche
vom 13. Oktober 2025 (Drucksache 21/2290 vom 17. Oktober 2025, Seite 43)
und auf die Antwort der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 179 des
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Abgeordneten Sascha Wagner (Die Linke) in der Woche vom 3. November
2025 (Drucksache 21/2665 vom 7. November 2025, Seite 113) verwiesen.

8. Wenn sich die Rechtsauffassung der Bundesregierung hierzu nicht ver-
andert hat, welche praktischen Forschungsvorhaben hilt sie auf Grund-
lage der geltenden Forschungsklausel konkret fiir genehmigungsfahig?

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf Frage 3 verwiesen.

9. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem zweiten Zwi-
schenbericht der Evaluation des Konsumcannabisgesetzes fiir die Ermog-
lichung weiterer wissenschaftlicher Untersuchungen unterschiedlicher le-
galer Bezugswege fiir Cannabis?

10. Beabsichtigt die Bundesregierung, § 2 Absatz 4 KCanG oder andere Vor-
schriften des KCanG so zu &ndern, dass wissenschaftlich begleitete Mo-
dellprojekte zur kontrollierten Abgabe von Cannabis leichter ermdglicht
werden, wenn ja, welche Anderungen sind vorgesehen, und wann ist mit
einem entsprechenden Gesetzgebungsvorschlag zu rechnen?

11. Wenn die Bundesregierung keine entsprechenden gesetzlichen Anderun-
gen beabsichtigt, aus welchen Griinden hélt sie diese fiir nicht erforder-
lich, und erachtet sie die derzeit gegebenen Bezugswege fiir Cannabis zu
Genusszwecken als grundsétzlich ausreichend, um den Schwarzmarkt
nachhaltig einzuddmmen?

Die Fragen 9 bis 11 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Derzeit priift das Bundesministerium fiir Gesundheit die vorliegenden Zwi-
schenberichte des Forschungsprojekts zur Evaluation des KCanG (EKOCAN)
hinsichtlich erforderlicher Gesetzesinderungen.

12. Hat die Bundesregierung seit ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 21/2862 neue Erkenntnisse zur Zahl und regiona-
len Verteilung der beantragten, genehmigten, abgelehnten beziehungs-
weise noch nicht abschlieBend beschiedenen Antrige auf Erteilung einer
Erlaubnis nach § 11 KCanG gewonnen, und wenn ja, welche?

Hierzu liegen der Bundesregierung keine aktuellen Erkenntnisse vor. Die Zu-
standigkeit fiir die Erteilung der Erlaubnis nach § 11 KCanG liegt bei den Lén-
dern.

Die ,,Bundesarbeitsgemeinschaft Cannabis Anbauvereinigungen* verdffentlicht
als Interessenvertretung fiir Cannabis-Anbauvereinigungen regelméfig Zahlen
zum Stand der Erlaubniserteilung in den Léndern. Diese Zahlen werden von der
Bundesregierung nicht tiberpriift.

13. Hat die Bundesregierung seit ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 21/2862 MaBnahmen ergriffen, um die Umset-
zungspraxis der Lénder bei Anbauvereinigungen systematisch zu erfas-
sen, und wenn ja, welche Erkenntnisse hat sie dabei gewonnen?

14.  Welche Anforderungen fiithren nach Kenntnis der Bundesregierung in der
Praxis besonders hdufig zu Nachforderungen durch die Genehmigungs-
behorden oder zu Verzogerungen der Genehmigungsverfahren?
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15. Sind der Bundesregierung Unterschiede bei der Auslegung der Anforde-
rungen des KCanG durch die zustdndigen Landesbehdrden bekannt, ins-
besondere hinsichtlich der Sicherheits- und Schutzkonzepte, Anforderun-
gen an die Anbauflichen und Raumlichkeiten, Abstandsregelungen, Zu-
verlédssigkeitspriifungen, Gesundheits- und Jugendschutzkonzepte, Pré-
ventionsbeauftragten und Schulungsnachweise sowie Dokumentations-
und Nachweispflichten, und wenn ja, welche?

Die Fragen 13 bis 15 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam
beantwortet.

Die Durchfithrung und Auslegung des KCanGobliegt den jeweils zustindigen
Behorden in den Léndern (vgl. § 33 KCanG).

16.  Welche konkreten Probleme bei der Umsetzung der Vorschriften zu An-
bauvereinigungen wurden seit Inkrafttreten der Regelungen von den
Landern gegeniiber der Bundesregierung beziechungsweise in Bund-Lén-
der-Gremien vorgetragen?

17. In welchen Bund-Lénder-Gremien beziehungsweise sonstigen Formaten
fand seit dem 1. Juli 2024 ein Austausch zur Umsetzung der Vorschriften
iiber Anbauvereinigungen statt, wann fanden diese Beratungen jeweils
statt, und welche Fragen wurden dabei behandelt?

Die Fragen 16 und 17 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam
beantwortet.

Die Bundesregierung nimmt an den Sitzungen der Linderarbeitsgruppe Kon-
sumcannabisgesetz als beobachtender Gast teil.

Die Lander haben gegeniiber der Bundesregierung unter anderem Herausforde-
rungen bei der behordlichen Uberwachung von Anbauvereinigungen (z. B. im
Hinblick auf Weitergabemengen) sowie bei der Untersuchung von Cannabiss-
tichproben aus Anbauvereinigungen vorgetragen.

18. Sieht die Bundesregierung angesichts der unterschiedlichen Vollzugspra-
xis Bedarf an bundeseinheitlichen Anwendungshinweisen, Leitlinien
oder gesetzlichen Konkretisierungen fiir die Genehmigung und Uberwa-
chung von Anbauvereinigungen, und wenn ja, welche?

19. Wenn die Bundesregierung keinen Bedarf an bundeseinheitlichen An-
wendungshinweisen, Leitlinien oder gesetzlichen Konkretisierungen
sicht, wie begriindet sie dies?

Die Fragen 18 und 19 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam
beantwortet.

Die Bundesregierung bezieht die Hinweise der Lénder zu den Erfahrungen
beim Vollzug des KCanG in die laufende Priifung erforderlicher Gesetzesiande-
rungen ein.
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20. Wie bewertet die Bundesregierung vor dem Hintergrund der Ergebnisse
der Evaluation des KCanG die bisherige Zahl der genehmigten Anbau-
vereinigungen?

21. Haélt die Bundesregierung die derzeitige Zahl und regionale Verteilung
der Anbauvereinigungen fiir ausreichend, um einen relevanten Beitrag
zur Verlagerung des Cannabiskonsums vom illegalen in den legalen
Markt zu leisten, und auf welche Erkenntnisse stiitzt sie ihre Einschit-
zung?

22. Welche MaBnahmen hélt die Bundesregierung fiir geeignet, um rechtssi-
chere Genehmigungsverfahren fiir Anbauvereinigungen zu vereinfachen
oder zu beschleunigen, ohne die Anforderungen an den Jugend- und Ge-
sundheitsschutz zu reduzieren?

23. Welche konkreten gesetzgeberischen und nichtgesetzgeberischen Konse-
quenzen beabsichtigt die Bundesregierung, aus den bisherigen Ergebnis-
sen der Evaluation des KCanG zu ziehen?

24. Welche Anderungen des KCanG priift die Bundesregierung derzeit,
welche befinden sich bereits in Vorbereitung, und welche sollen nach
derzeitiger Planung noch in der 21. Wahlperiode umgesetzt werden?

25. Plant die Bundesregierung Anderungen an den Regelungen iiber den pri-
vaten Eigenanbau, die Besitzmengen, Anbauvereinigungen, Konsumver-
botszonen, den Kinder- und Jugendschutz, die Praventionsangebote oder
Sanktionen, und wenn ja, welche?

Die Fragen 20 bis 25 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam
beantwortet.

Es wird auf die Antworten der Bundesregierung auf die Fragen 9 bis 11 verwie-
sen.

26. Welchen Anteil des Cannabisbedarfs in Deutschland decken nach Kennt-
nis oder Schitzung der Bundesregierung derzeit der private Eigenanbau,
die Anbauvereinigungen, Weitergabe im privaten beziehungsweise sozia-
len Umfeld, der illegale Markt und andere Bezugsquellen?

27. Wie hat sich nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil des illegalen
Marktes am gesamten Cannabiskonsum seit Inkrafttreten des KCanG
entwickelt, und auf welche Daten stiitzt sie ihre Einschitzung?

Die Fragen 26 und 27 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam
beantwortet.

Es wird auf die Zwischenberichte des Forschungsprojekts EKOCAN verwie-
sen, abrufbar unter www.uke.de/landingpage/ekocan/verdffentlichungen/inde
x.html.

Ausfiihrungen zu Sicherstellungen von illegal eingefiihrtem oder illegal ange-
bautem Cannabis finden sich im Bundeslagebild Rauschgiftkriminalitit 2025
des Bundeskriminalamts.

28. Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregierung zwischen der weiter-
hin begrenzten Verfiigbarkeit legaler Bezugsquellen fiir Cannabis zu Ge-
nusszwecken und der Entwicklung der Verschreibungs- und Importmen-
gen von Cannabis zu medizinischen Zwecken?


https://www.uke.de/landingpage/ekocan/veröffentlichungen/index.html
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29. Wie bewertet die Bundesregierung die Moglichkeit, einen Anreiz zum
Bezug von Medizinalcannabis iiber Privatrezepte dadurch zu reduzieren,
dass weitere regulierte Bezugswege fiir Cannabis zu Genusszwecken ge-
schaffen beziehungsweise wissenschaftlich erprobt werden?

Die Fragen 28 und 29 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam
beantwortet.

Laut dem 2. Zwischenbericht des Forschungsprojekts EKOCAN deckt Medizi-
nalcannabis mittlerweile 24 bis 30 Prozent des geschitzten Gesamtbedarfs an
Cannabis zu nicht-medizinischen Konsumzwecken. Telemedizin-Plattformen,
die haufig ihren Sitz im europdischen Ausland haben, ermdglichen es, vorgeb-
lich zu medizinischen Zwecken bestimmte Cannabisbliiten zu missbrauchlichen
Rauschzwecken iiber Privatverschreibungen zu beziehen — per Fragebogen
ohne personlichen Arztkontakt, preisgiinstig und mit Tetrahydrocannabinol-Ge-
halten, die deutlich hoher sind, als bei illegal erworbenen Konsumcannabis.
Um dieser Fehlentwicklung im Interesse des Gesundheitsschutzes entgegen zu
wirken, hat die Bundesregierung den Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Ande-
rung des Medizinal-Cannabisgesetzes vorgelegt, der sich derzeit in der parla-
mentarischen Beratungbefindet.

30. Beabsichtigt die Bundesregierung weiterhin, wihrend der laufenden
Legislaturperiode keine gesetzliche Grundlage fiir regional begrenzte
und wissenschaftlich begleitete Modelle der kontrollierten Abgabe von
Cannabis zu Genusszwecken zu schaffen, und wenn ja, warum hélt sie
dies auch nach Vorlage der bisherigen Evaluationsergebnisse weiterhin
flir sachgerecht?

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD sieht eine Umsetzung re-
gionaler Modellvorhaben mit kommerziellen Lieferketten nicht vor.

31. Wie hat sich die Anbaufldche von Nutzhanf in Deutschland seit 2021
entwickelt (bitte in Hektar und nach Jahren aufgeschliisselt beantwor-
ten)?

Die Anbaufldchen fiir Nutzhanf bis zum Jahr 2025 sind unter dem Link www.b
mel-statistik.de/landwirtschaft/tabellen-zur-landwirtschaft 6ffentlich zugéng-
lich. Die Anbaufldche von Nutzhanf ist in der Tabelle 0104340-0000 aufge-
fithrt.

Fiir das Jahr 2026 liegen noch keine abschlieBenden Zahlen vor. Diese werden
jéhrlich im September herausgegeben und mittels Pressemitteilung bekanntge-
geben. Eine Veroffentlichung erfolgt dann zeitnah unter dem oben angegebenen
Link.


https://www.bmel-statistik.de/landwirtschaft/tabellen-zur-landwirtschaft
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